
Merkblatt – Niederlassungserlaubnis für Asylberechtigte und 

anerkannte Flüchtlinge (GfK) 

 

Beschreibung 

Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel und verleiht einen weitgehend gesicherten Status. Insbesondere 

wird dieser Aufenthaltstitel Ausländern erteilt, die auf Dauer im Bundesgebiet leben und hier ihren wirtschaftlichen und familiären 

Lebensmittelpunkt haben sofern kein Ausweisungsinteresse besteht. Die Niederlassungserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit und kann in Ausnahmefällen mit einer Nebenbestimmung versehen werden. 

Wenn Sie vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) als asylberechtigte Person oder Flüchtling nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention anerkannt wurden, können Sie unter erleichterten Bedingungen eine Niederlassungserlaubnis erhalten. 

Erforderlich ist der Besitz der Aufenthaltserlaubnis seit fünf Jahren, wobei die des der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 

vorangegangenen Asylverfahrens angerechnet wird. Der Lebensunterhalt muss überwiegend (mindestens zu 51%) eigenständig 

gesichert sein. Ferner müssen Sie hinreichende Kenntnisse der deutschen Sprache (Niveau A2) nachweisen. Neben Grundkenntnissen 

Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet dürfen Sie keine Gefährdung für die Bundesrepublik 

Deutschland darstellen. 

Die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis ist bereits nach einem dreijährigen Aufenthalt mit einer Aufenthaltserlaubnis möglich, 

wenn Sie die deutsche Sprache beherrschen (Niveau C1) und der Lebensunterhalt weit überwiegend (mindestens zu 76%) 

eigenständig gesichert ist. 

Nach Terminvereinbarung ist Ihre persönliche Vorsprache für die Beantragung eines Aufenthaltstitels erforderlich. Gerne können Sie 

mit uns ein Beratungsgespräch vereinbaren, so dass wir Sie individuell beraten können. 

Aufgrund der Komplexität des Aufenthaltsgesetzes sowie der angrenzenden Rechtsgebiete dient diese Beschreibung unserer 

Dienstleistung lediglich zu Ihrer Information und ist aufgrund möglicher Gesetzesänderungen nicht rechtsverbindlich. 

 

Notwendige Unterlagen 

- Antrag auf Ausstellung eines Aufenthaltstitels 

- Reisepass, Ausweis, Ausweisersatz, elektronischer Aufenthaltstitel 

- Digitales Lichtbild 

- Nachweis über die Sicherung des Lebensunterhaltes der Bedarfsgemeinschaft (z.B. die letzten drei Lohnabrechnungen, 
Bescheinigung des Steuerberaters über den monatlichen durchschnittlichen Nettogewinns der letzten zwölf Monate, 
Kindergeldbescheid, Kinderzuschlag, Wohngeld) 

- Nachweis über ausreichenden Wohnraum (z.B. Mietvertrag, Grundbuchauszug, Grundbesitzabgabenbescheid) inklusive 
Nebenkosten 

- Nachweis über ausreichende Deutschkenntnisse (z.B. anerkanntes Sprachzertifikat, deutscher Schulabschluss); abhängig von der 
jeweiligen Fallgestaltung 

- Nachweis über Grundkenntnisse der Rechts und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet (z.B. 
Integrationskurs, Test Leben in Deutschland) 

- Arbeitsgenehmigung/ Berufsausübungserlaubnis/ sonstige erforderliche Erlaubnisse für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
- Krankenversicherungsnachweis 
- Formular „Erklärung im Zusammenhang mit der Prüfung der Sicherung des Lebensunterhaltes“ 
- Gebühr: 0,00 - 100,00 Euro 

- Abhängig vom Aufenthaltszweck können weitere oder andere Nachweise erforderlich sein 

 

Rechtsgrundlagen 

Aufenthaltsgesetz_§_26 

 

Bearbeitungsdauer 

Die Bearbeitungsdauer ist abhängig von den vorgelegten Unterlagen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__26.html

